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degradiert Nach § 1 der VO zur Durchführung des § 72 des 
Bundessozialhilfegesetzes vom 9. Juni 1976 (BGBl. I S. 1469) 
werden zu dem Personenkreis der Sozialhilfeempfänger auch 
„aus Freiheitsentziehung Entlassene“ gezählt. In § 5 dieser 
VO wird dann näher erläutert: „Aus Freiheitsentziehung 
Entlassene ... sind Personen, die aus einer richterlich ange­
ordneten Freiheitsentziehung in ungesicherte Lebensverhält­
nisse entlassen werden oder entlassen worden sind.“

Damit sind soziale Unsicherheit, Diskriminierung und 
Perspektivlosigkeit der aus dem Strafvollzug entlassenen 
Menschen bereits durch Gesetz festgeschrieben! Die Maßnah­
men gegenüber diesen Menschen erschöpfen sich in allge­
meinen, unverbindlichen Unterstützungspflichten, ohne daß 
eine Rechtspflicht auferlegt wird. So ist z. B. niemand recht­
lich verpflichtet, den aus dem Strafvollzug Entlassenen einen 
Arbeitsplatz oder eine Wohnung bereitzustellen. Sie sind 
damit rechtlich ungeschützt, ohne materielle Sicherstellung 
und oft sogar verschuldet; deshalb trifft sie die Massen­
arbeitslosigkeit besonders hart. Im Herbst 1984 waren 70 Pro­
zent von ihnen arbeitslos.14 Das ist das Mehrfache der allge­
meinen offiziellen Arbeitslosenquote. Betroffen sind etwa 
245 000 Menschen; das sind mehr als 10 Prozent der offiziell 
in der Statistik ausgewiesenen Arbeitslosen. Steigende Woh­
nungsnot und Nichtseßhaftigkeit sowie wachsende Drogen- 
und Alkoholabhängigkeit kennzeichnen zusätzlich noch die 
Lebenslage dieser „Randgruppe“ von Menschen in kapita­
listischen Ländern.15

Bewährungshilfe und Resozialisierung 
ohne Erfolgsaussichten

Soziale Unsicherheit und Rechtlosigkeit beeinträchtigen auch 
die Tätigkeit der Bewährungshelfer, die auf Beschluß des 
Gerichts bei Verurteilten tätig werden können, deren Frei­
heitsstrafe auf Bewährung ausgesetzt worden ist (§§ 56 ff. 
StGB der BRD). Ende 1982 betreuten 1 842 hauptamtliche und 
(statistisch nicht ausgewiesene) ehrenamtliche Bewährungs­
helfer 106 126 Probanden.16

Die Bewährungshelfer sollen den Verurteilten „helfend 
und betreuend zur Seite“ stehen (§ 56 Buchst, d StGB der 
BRD). Ihr vielfach subjektiv durchaus ehrliches Bemühen 
bleibt jedoch auf Grund der genannten sozialen Mißstände 
weitgehend wirkungslos.17 Niemand ist rechtlich verpflichtet, 
ihren Ersuchen oder Bestrebungen entgegenzukommen. Daher 
befindet sich der Bewährungshelfer in der gleichen hilflosen 
Lage wie der Sozialarbeiter im Strafvollzug.18 19 20

Die in den kapitalistischen Staaten betriebene Politik des 
Sozialabbaus führt auch zu einer weiteren Beschneidung der 
Möglichkeiten echter Resozialisierung und verschärft noch 
den Gegensatz zwischen den allgemeinen Beteuerungen vom 
sozialen Rechtsstaat und der Realität. Auf dieser Grundlage 
sind alle noch so gut gemeinten Reformprogramme irreal. 
Resignierend wurde hierzu auf einer Tagung in der BRD 
festgestellt: „Mit dem Nachlassen der Finanzkraft des Wohl­
fahrtsstaates verliert die Lobby des modernen Strafvollzuges 
ihren Einfluß .. .“19

B. M a e l i c k e  schätzte ein, daß die „sozialökonomischen 
Rahmenbedingungen“ die „sozialen Problemlagen“ ver­
schärfen. Er versteht darunter erhöhte Dauer- und Massen­
arbeitslosigkeit, negative Auswirkungen neuer Medien und 
Technologien in der Arbeitswelt, in den Lebens- und Alltags­
welten der Menschen, demografische Entwicklung, sich ver­
schlechternde Lebensverhältnisse spezifischer Problemgrup­
pen (z. B. junge Straffällige, Dauerarbeitslose, Drogenabhän­
gige). Der Vorschlag, die Bewährungshilfe weiter auszubauen, 
sei jedoch nicht realisierbar, wenn die „sozialen Ressourcen“ 
weiter sinken und sich die gesellschaftlichen Widersprüche 
in der BRD weiter zuspitzen.30

Die verheerenden Auswirkungen des Sozialabbaus auf 
Resozialisierung und Betreuung Straffälliger und Gefährdeter 
zeigen sich besonders deutlich in den USA. So berichtet 
U. O. S i e v e r i n g :  „Auf Grund der ökonomischen Krisen­
situation in den USA und des restriktiven Programms der 
neuen Reagan-Administration werden diese Programme (zur 
Unterstützung von Straffälligen — H. W.) allerdings in 
großem Umfange gekürzt. Wir haben miterlebt, wie ein Pro­
jekt mit insgesamt 31 Mitarbeitern eingestellt wurde, weil 
die Bundesmittel nicht mehr zur Verfügung standen. ... Der 
größte Teil der Straftäter, um die es hier geht, kommt aus 
bestimmten benachteiligten Stadtteilen der Stadt New York, 
solche Stadtteile, in denen die Armut dieser Bevölkerungs­
gruppen besonders deutlich wird. Es sind nahezu ausschließ­
lich farbige Einwohner, die in Slum-Gebieten wohnen, in 
Häusern, die keine Heizung haben, und ohne Absicherung

Bei anderen gelesen

Anstieg der Umweltkriminalität in der BRD
Aus der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) läßt sich 
eine Entwicklung der Umweltkriminalität über nunmehr 
fast 12 Jahre ableiten, die, wenn man sie prognostisch-li­
near weiter verfolgt, zu düstersten Spekulationen Anlaß 
gibt. Schon 1973 wurden 2 371 Fälle und 1 917 Täter regi- 
M^pl-vobei in Delikte nicht unterschieden wurde. Noch 

in bezug auf die |ÖWWeltstatistik keine Einzel­
auswertungen vorgenommen worden, obwohl der Anstieg 
dieser Delikte auf 3 784 Fälle beängstigend tyar. Allein 
die Verstöße gegen das Immissionsschutzgesetz hatten sich 
1977 gegenüber 1976 verdoppelt. Erstaunlich ist, daß die 
Umweltkriminalität im Jahre 1978 gegenüber dem Vor­
jahr um 2,2 % abnahm, allerdings stiegen die Delikte der 
Abfallbeseitigung um 17,2 %, die Verstöße gegen das Im­
missionsschutzgesetz um 15%. Bei den im Verhältnis zur 
Gesamtkriminalität relativ geringen Zahlen muß aller­
dings berücksichtigt werden, daß es sich hier um Straftat­
bestände handelte, während dae Vielzahl der Verstöße buß­
geldbewehrt war.

• i ' fan Jahre 1979 nahmen die Umweltstraftätbestände 
gegenüber dem Vorjahr um 18,5% zu (4 283 Fälle mit 
3 544 Tatverdächtigen). Die Straftaten gegen § 16 des Ab­
fallbeseitigungsgesetzes (AbfG) stiegen um 61,7%, wäh­
rend die Aufklärungsquote in diesem Bereich nur um ca. 
4% stieg. Auch 1980 war ein weiterer erheblicher Anstieg 
zu konstatieren (5 151 Fälle mit 4 141 Tat verdächtigen). 
Das bedeutet gegenüber 1979 eine Steigerungsrate um 
17,5 %, wobei der Anstieg in bezug auf § 16 AbfG mit 
81,4 % keiner Kommentierung bedarf. Für 1983 weist die 
Statistik schon 7 507 Fälle auf, eine Zunahme gegeüübäif t 
dem Jahre 1982 um 11,2 %. Die weitaus größte Zahl lag 
Bereich der Verunreinigung der Gewässer (§324 StGB) 
mit 5 769 Fällen, was eine Zunahme gegenüber dem Jahre 
1982 um 7,8 % bedeutet. An zweiter Stelle lag die umwelt­
gefährdende Abfallbeseitigung (§ 326 StGB) mit 1165 Fäl­
len, eine Steigerung gegenüber dem Jahre 1982 um 35,6 %; 
an dritter Stelle lag das unerlaubte Betreiben von Anla­
gen (§ 327 StGB) mit einer Steigerung von 17,1 % gegen­
über dem Vorjahr.

Allerdings kann die PKS den tatsächlichen Umfang 
und die Struktur sowie die Entwicklung der Umweltkri­
minalität auch nicht annähernd getreu wiedergeben. Die 
Zunahme der bekannt gewordenen Fälle beruht auf wach­
sendem Umweltbewußtsein mit erhöhter Anzeigebereit­
schaft der Bevölkerung. Dennoch muß nach wie vor von 
einem großen Dunkelfeld ausgegangen werden, abgesehen 
davon, daß die Polizei von den Um weltstraf taten nichts 
erfährt, die den für Umweltschutz zuständigen Stellen ge­
meldet oder von diesen entdeckt werden.
Aus: Dr. Wolfgang Steinke (Abteilungspräsident im Bun­
deskriminalamt, Wiesbaden), „Mit UMPLIS und 
INFUCHS gegen Umweltkriminalität“, Kriminalistik (Hei­
delberg) 1985, Heft 8, S. 361 ff.

ihres Existenzminimums (d. h. z. B. ihrer Ernährung oder 
Bekleidung).“21

Wie im reichsten kapitalistischen Land mit Straffälligen 
umgegangen wird, zeigt sich an folgendem Beispiel: „Da man 
regelmäßig davon ausgehen kann, daß die Betroffenen 
arbeitslos sind, hat man eigene Arbeitsprogramme entwickelt, 
die zumindest zeitlich befristet (!) dafür sorgen, daß ein Ar­
beitsplatz nachgewiesen werden kann. Ähnlich ist es mit 
vorübergehenden (!) Wohnunterbringungen.“22

Diese Praxis steht in schreiendem Kontrast zu dem großen 
Anspruch auf Achtung der Menschenwürde und Gewährlei­
stung der Menschenrechte. Sie ist Ausdruck der wachsenden 
sozialen Unsicherheit und Perspektivlosigkeit der Menschen 
im Imperialismus.
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